
Kosmetikstatt Operation:
Mit kurzfristigen Maß-
nahmenversucht die
Regierung, das Ozon-
Problemin den Griff

zu bekommen.

(sk) - Hundstage in Luxem-
burg, wieinganz Europastöhnen
die Menschenunter der Hitze, lö-
sen sich die Plakate von den
Wänden, kollabieren gefährdete
Personen undjagt der Samuver-
stärkt voneinemEinsatz zuman-
deren. Tagtäglich gibt das Um-
weltamt die neuesten Ozonwerte
heraus, diediekritischeSchwelle
von 180 Mikrogramm Ozon pro
Kubikmeter Luft seit Tagen über-
schreiten. AmDienstag warenes
im Süden und im Zentrum des
Landes 204 Mikrogramm, für die
kommenden Tage werden ähn-
lichhohe Wertevorhergesagt.
Dabei sah alles gar nicht so

schlecht aus. Wie in der vergan-
gene WochevomUmweltministe-
rium herausgegebenen Broschü-
re "L'environnement en chiffres"
nachzulesenist, gabes seit Mitte
der 90er Jahre einen Rückgang
der Spitzenwerte: Wurde die
180-Mikrogramm-Schwelle 1994
und 1995 noch jeweils 20 Mal
überschritten, gab es seitdem
nicht einmal mehr halb so viele
ähnlichozonreicheTageproJahr.
Der Jahresrekord 1995 von 253
Mikrogramm wurde nicht mehr
erreicht, Werte knapp über 200
waren dieses Jahr bisher die
Obergrenze. Die Ursache ist
schnell gefunden: der Rückgang
der Emissionen, sowohl bei Stick-
oxidenundKohlenwasserstoffen,
aus den bei starker Sonnenein-
strahlung die gefährliche Mixtur

des so genannten Boden-Ozons
entsteht. Das Themaschien also
anBrisanzverlorenzuhaben.
Mit der aktuellen Hitzewelle

kommt auch das Ozon-Gespenst
zurück: nicht zu sehen, aber zu
spüren. Angesichts der jüngsten
Extremwerte wurden diese Wo-
che wieder RufenachFahrverbo-
tenlaut. Der Grünen-Abgeordne-
te Camille Girasprachgar vonei-
nemSkandal, dass die Regierung
nichts gegen den Ozon-Smog un-
ternehme undforderte ein Tem-
polimit.
Umweltminister Charles Goe-

rens reagierte und beraumte am
Mittwoch eilends eine Presse-
konferenz ein und stellte die
Maßnahmenseines Ministeriums
vor: Auf den Autobahnen gelte
ab sofort eine Geschwindigkeits-
begrenzung bei 90 Stundenkilo-
metern. Bisher hatte es die Re-
gierung bei Empfehlungen belas-
sen- Tempo90auf der Autobahn,
Tempo 60 auf den Landstraßen-
und davon abgeraten, Sport zu
treiben, Auto zufahren und Kin-
der imFreien spielen zu lassen.
"Die Zeit der Empfehlungen ist
vorbei", verkündete Goerens am
Mittwoch. Wer jetzt gegen das
Tempolimit verstößt, muss zah-
len. Angezeigt wirddieVorschrift
auf den Cita-Tafeln. Derweil gilt
für Landstraßennachwievor die
auf blauen Schildern angezeig-
te Empfehlung von 60 Stunde-
kilometern.
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Landessicherheit vs. Menschenrechte
Angeklagte gelten solange als unschuldi g, bis ei n Ge-
richt i hre Schuld feststellt und sie rechtskräfti g verur-
teilt. Dieses Rechtspri nzi p gilt auch i n Luxemburg ...
außer man ist Tunesier, hält sich illegal i m Lande auf
und steht unter Verdacht, islamistischen Kreisen nahe
zu stehen. Als jetzt bekannt wurde, dass der i m April
von Luxemburg an Tunesien überstellte Sal mi Taoufik
i n sei nem Hei matland verhaftet und gefoltert wurde,
nahm sich Justizminister Luc Frieden vier Tage Zeit,
bevor er über RTL erklärte, diese Entscheidung sei
nicht ei nfach gewesen, aber i m I nteresse der Sicher-
heit des Landes, die ja erste Pflicht der Regierung sei.
Ferner bestäti gte er, von der Verhaftung vor Ort ge-
wusst zu haben, nicht aber von den Foltervorwürfen.
Allerdi ngs musste Frieden auch ei ngestehen, dass
Taoufik "noch kei ne Straftaten i n Luxemburg begangen
hatte, aber er war i n Kontakt mit islamistischen Funda-
mentalisten i m Ausland und stand i m Dunstkreis isla-
mistischer Terrororganisationen". I n ei ner parlamenta-
rischen Anfrage will der li nke Abgeordnete Serge Urba-
ny jetzt von den drei Regierungsmitgliedern Juncker,
Frieden und Polfer erfahren, i nwieweit (das auch vom
Verwaltungsgericht bestäti gte) Pri nzi p der Nichtauslie-
ferung an Länder, i n denen Foltergefahr besteht, ver-
letzt wurde. Außerdem wundert sich der Abgeordnete
darüber, dass ei n als gefährlich ei ngestufter I slamist
sich nicht vor Luxemburgischen Gerichten verantwor-
ten musste. Ei n solches Verfahren mit ei ner forcierten
Untersuchung auch mit i nternationaler Unterstützung
hätte dazu beitragen können, weiterführende I nforma-
tionen zusammenzutragen. Sollten die Verdachtsmo-
mente der Regierung sti mmen und Gefahren auch für
Luxemburg bestanden haben oder sogar noch beste-
hen, können sie jetzt nicht mehr genau aufgeklärt wer-
den. Da ei n korrektes Gerichtsverfahren nicht mehr
möglich ist, verlangt der Urbany ei ne detailli erte Auf-
klärung über die Anklagepunkte, die i m März dieses
Jahres zur Razzia i n islamistischen Kreisen und zur
Ausweisung Taoufiks geführt haben.

Eisenbahner gegen Liberalisierung
Nico Wennmacher war nicht mehr zu bremsen: "Unser
Ziel ist es, den öffentlichen Transport, auf den ei n jeder
Anrecht hat, zu fördern", legte der FNCTTFEL-Präsident
bei ei ner Pressekonferenz amvergangenen Freitag los.
Ei ne Grundvoraussetzung dafür sei, "dass er als öffent-
licher Dienst anerkannt und gefördert wird." Auf kei nen
Fall, so der Gewerkschafter, dürfe die Verantwortung
für den öffentlichen Transport ei ner neuen Gesellschaft
übertragen werden. Ei n Dorn i m Auge ist der Gewerk-
schaft vor allem die von Transportmi nister Henri Gre-
then geplante "Régie générale des transports publics"
(RGTP), ei ne öffentlich-rechtliche Anstalt, die laut Re-
gierungskonzept den Transport organisieren, die ge-
plante Mobilitätszentrale ei nrichten sowie die Verträge
mit den Betrei bern aushandel n soll. Dagegen fordert
die FNCTTFEL, dass die Reorganisation des öffentli-
chen Transports auf den gegebenen I nfrastrukturen
aufbauen soll. Die Verantwortung solle weiter bei m
Staat oder den Gemeinden liegen. Die Gewerkschaft
befürchtet darüber hi naus, dass mit der Auslagerung
von Fahrplanauskunft und Fahrschei nausgabe zur
RGTP hi n bestehende Strukturen zerschlagen und der
CFL das Wasser abgegraben werde. Die damit stattfi n-
dende Li beralisierung des öffentlichen Transports sei
ei ne Vorstufe zu dessen Privatisierung.

Essostatt Greenpeace amSee
Greenpeace wurde die Teil nahme am e-Lake Festival
am kommenden Wochenende verwehrt. Stattdessen
steht Esso i n Echternach auf der Sponsorenliste. Der
Cl ub des Jeunes, Organisator des Festivals, hatte
Greenpeace Ende Juni zu demFestival amSee ei ngela-
den, damit die Umweltorganisation das Publikum über
die kli mafei ndliche Fir menpolitik von Esso informieren
konnte. Die Absage kam, nachdem der Konzern laut
Greenpeace alle Hebel i n Bewegung gesetzt hatte, um
die UmweltschützerI nnen auszuschließen.
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Manche mögen'skalt
Die"kalte Dusche", die uns

Jean-ClaudeJuncker
AnfangJuli in Sachen
Budgetentwurf 2004

versprach, trifft auf breite
Zusti mmung. Kein Wunder,
denn dieschwarz-blaue
Regierungsetzt voll auf
Besitzstandswahrung.

Außer dass Junckers Zollver-
waltung auf neue Pistolen ver-
zichten muss, das von Verteidi-
gungsminister Goerens zusam-
men mit Belgiengeplante Versor-
gungsschiff erst gar nicht vom
Stapel läuft undinder bilatelaren
Entwicklungshilfe so manche
Million gestrichen wurde, er-
reichte Frieden sein Sparziel vor
allem durch ein neues Dogma:
2004 wirdbis auf wenige Ausnah-
men kein neues Personal bei m
Staat eingestellt. Das magauf den
ersten Blick als umsichtige und
"nachhaltige" Finanzpolitik gel-
ten. Docheigentlichverfolgt Frie-
den ein uraltes Konzept: Der
Staat stellt nicht nachBedarf ein,
sondern stur entsprechend der
jährlichenFinanzlage- das warin
guten Zeiten falsch und wird in
schlechtenZeitennicht richtiger,
wie uns das Beispiel Schulpoltik
vor Augenführt.

Hauptsache an Bord
Sogar die CGFP äußert Ver-

ständnis, dass die Regierung
erklärt, die Personalentwicklung
jetzt"inetwasengerenBahnenzu
steuern und sich umeine ratio-
nelle und effiziente Verwaltungs-
organisation zu bemühen". Die
Staatsbeamtengewerkschaft for-
dert nicht einmal eine automati-
sche Besetzung altersbedingter
Abgänge, sondern bittet ledig-
lich, diese "soweit wie möglich"
vorzunehmen, "umdennormalen
Arbeitsablauf in den Verwaltun-
gen und Dienstellen nicht zu ge-
fährden". Nachdemdie CGFP als
DP-Obolus für die Verschlechte-
rungimPensionsregimeeinkom-

fortables Gehälterabkommen für
die nächstenJahre hat einfahren
können, ist mensch bereit, den
Ladenzumindest vorübergehend
dicht zu machen. Hauptsache, es
geht denen, die an Bord sind,
blendend, dievor der Türstehen,
müssen bis zum nächsten Wirt-
schaftsboomabwarten.
Derartige Besitzstandswah-

rung nennt die CGFP "sozial ge-
recht". Aber auch die Gewerk-
schaftendes Privatsektorszeigen
sich zufrieden. Die Arbeitslosig-
keit wird über eine Benzinver-
teuerung finanziert, womit zwei
Fliegen mit einer Klappe geschla-
gen werden: Brüssel mahnt im-
mer wieder eine Reduzierungdes
Preisdifferentials mit den Nach-
barländernan und Luxemburgfi-
nanziert ihr Krisenmanagement
teilweise über den Tanktouris-
mus - mit Geld also, das den är-
meren Nachbarregionen abhan-
denkommt.
Und selbst das "Tafelsilber"

muss nicht ganz verscherbelt
werden. Zwar fließen dem
Staatsäckel 2004 Defizit reduzie-
rende Millionenbeträge zu, weil
Anteile an die Nationale Investi-
tionsgesellschaft SNCI veräußert
werden, doch auch die SNCI ist
(noch) fest in Regierungshand.
Damit sollen Kompetenzen
"gebündelt" werden. Allerdings
mussselbst der OGBL, der dieses
Vorgehen ebenfalls begrüßt, zu-
geben, dass dieSNCI auf einesol-
cheRolleeigentlichgar nicht vor-
bereitetist.
So schön sich Friedens Eckda-

tenauchanhören, erst das Detail-
budget wird offen legen, welche
kosmetischen Operationen dazu
nötig waren. DieVorgabenfür das
Budget 2003 warenjedenfalls i m
September letzten Jahres nicht
einmal mehr das Papier wert, auf
demsienochimAugust gedruckt
worden waren.

Die CGFP entdeckt einen "so-
zial gerechten Haushaltsent-
wurf", der OGBLsieht den"Erhalt
der Kaufkraft durch soziale Ak-
zente", der LCGBspricht von ei-
nem"umsichtigen Entwurf" und
der Handwerkerverband meint,
der Entwurf entspräche heutigen
Bedürfnissen.
Tatsächlich ist es Junckers

Kämmerer Frieden gelungen, die
Wünsche der Regierungsmitglie-
der sozusammenzustutzen, dass
estrotz massivenEinbrüchenbei
der Körperschaftssteuer - Jun-
cker rechnete ein Minus von 250
MillionenEurovor- zueinemfast
ausgeglichenen Haushalt i mJah-
re 2004 kommen wird. Es wird
2004 keinen "exorbitanten" For-
derungen nachgegeben, meinte
Frieden mehrfachvor der Presse,
weigertesichallerdings Beispiele
zu nennen. Das heißt aber auch
imUmkehrschluss, dass es solch
exorbitante Forderungen gege-
ben haben muss undin denJah-
ren davor Frieden durchaus so
manche überzogene Forderung
durchgehen ließ. Juncker hatte
angedeutet, die Wunschvorstel-
lungen der Einzelressorts hätten
einenZuwachsauf der Ausgaben-
seite von 25 Prozent bedeutet.
Das war früher nicht anders, al-
lerdings lagen die Budget-Zu-
wachsratenin den 90ern manch-
mal sogar i m zweistelligen Pro-
zentbereich. Diesmal sollen die
Ausgaben nur um 2,03 Prozent
wachsen- demnach beliefensich
die "exorbitanten Forderungen"
auf fast 1,5 Milliarden Euro, die
der Budgetminister "wegdu-
schen" musste.

aktuell2
Undfür die Verfechter des to-

talenFahrverbots gabes vomMi-
nister auchnocheinZuckerchen:
Sollten die Ozonwerte steigen,
müsse eventuell über autofreie
Tage nachgedacht werden. Solan-
ge aber nicht andere Länder mit-
machen würden, bringe einallge-
meines Fahrverbot nichts. Dies
müsste in Zusammenarbeit mit
der gesamten Saar-Lor-Lux-Regi-
oneingeleitet werden.
Nach allgemeiner Entwarnung

nun ein Comeback des Ozons: In
Wirklichkeit war die Gefahr nie
verschwunden. Die Weltgesund-
heitsorganisation WHOnennt so-
gar Werte von 110 Mikrogramm
Ozon bedenklich, und auch die
Umweltminister der Europä-
ischen Unioneinigtensichauf ei-
ne Ozon-Richtlinie, die ab 9. Sep-
temberin Kraft tretensoll undin
Luxemburg bereits in nationales
Recht übernommen wurde. Bis
2010 soll europaweit ein Grenz-
wert von120 Mikrogrammgelten.
DieEUsetzt dabei auflangfristige
Reduzierung.
Die einzelnen Länder scheinen

zurzeit dagegeneher auf kurzfris-
tige Maßnahmen setzen - frei
nach dem Motto: Erst wenn es
brennt, wird gelöscht. Dass ein
autofreier Tag etwas bringt, be-
zweifelt selbst Minister Goerens:
"Wenn wir unsere Autos stehen
lassen, sind wir das Ozon-Prob-
lem noch nicht los." Wenn aber
erst dann ein Tempolimit erho-
ben wird, wenn die Werte schon
zuhochsind, dürfte das Problem
eher verschoben werden- außer
Tempo90giltfüri mmer.

Budgeteckdaten(in Milliarden Euro)
2003 2004 Änderung

Einnahmen 6,3497 6,3901 0,64%
Ausgaben 6,3493 6,4779 2,03%
Ergebnis +0,0004 -0,0878


